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Weinmann: Grüne verabschieden sich als Bewahrer von Bürger- und
Freiheitsrechten

Völlig misslungene Umsetzung der EU-Richtlinie für den Datenschutz zeigt, dass diese Innenminister
Strobl nur als Vorwand für verfassungswidrige Verschärfung des Polizeigesetzes diente.

Die FDP/DVP Fraktion legt zur Zweiten Beratung und Schlussabstimmung der Novelle des Polizeigesetzes
drei Änderungs- und einen Entschließungsantrag vor. Der stellvertretende Vorsitzende der FDP/DVP
Fraktion und deren rechtspolitischer Sprecher, Nico Weinmann, erklärt dazu:

„Spätestens seit der öffentlichen Anhörung zum Polizeigesetz ist klar, dass die Gesetzesverschärfungen,
auf die Innenminister Strobl besonders stolz ist, verfassungswidrig sind. Das haben sämtliche externen
Sachverständige bestätigt. Die Grünen hatten alle Trümpfe in der Hand, um diese Verschärfungen zu
verhindern. Sie haben sie ganz bewusst nicht genutzt und verabschieden sich damit als Bewahrer von
Bürger- und Freiheitsrechten.

 

Mit unseren Änderungsanträgen wollen wir den Einsatz der Bodycam in Wohnungen verhindern, weil dies
gegen das Grundrecht auf Unverletzlichkeit der Wohnung verstößt. Wir wollen auch keine nahezu
anlasslose Befugnis für Kontroll- und Durchsuchungsrechte der Polizei bei größeren Veranstaltungen.
Damit folgen wir den Vorgaben des Bundesverfassungsgerichts, das festgestellt hat, dass die
Durchführung von Kontrollen zu beliebiger Zeit und an beliebigem Ort ins Blaue hinein mit dem
Rechtsstaatsprinzip grundsätzlich unvereinbar‘ ist.

 

Was die Polizei wirklich braucht sind nicht verfassungswidrige Befugnisse, sondern eine bessere
Ausstattung und mehr Personal. In einem Entschließungsantrag fordern wir daher, dass das Parlament
und die Landesregierung entgegen den heutigen Planungen ab dem Jahr 2022 den Einstellungskorridor
im 'deutlich vierstelligen Bereich' halten. Schon mit der bloßen Zustimmung zu diesem Antrag wäre für
die Polizei mehr erreicht als mit der kompletten Novelle des Polizeigesetzes.
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Innenminister Strobl hatte eigentlich nur die Aufgabe, europäische Vorgaben für den Datenschutz
vernünftig umzusetzen. Das ist ihm gründlich misslungen. Offenbar diente Innenminister Strobl die
Umsetzung der EU-Richtlinie nur als Vorwand, um an anderer Stelle weitere Verschärfungen des
Polizeirechts einzuführen.

 

Zahlreiche Kritikpunkte des Landesbeauftragten für den Datenschutz wurden nicht umgesetzt. So kann
dieser die Polizei auf datenschutzrechtliche Verstöße hinweisen, er kann aber nicht Sanktionen und
Abhilfe anordnen. Dabei verlangt die EU-Richtlinie genau solche ‚wirksamen‘ Befugnisse. Mit einem
Änderungsantrag wollen wir diesen Missstand beseitigen. Der Gang vor Gerichte und eine Niederlage des
Landes sind ansonsten vorprogrammiert. Man braucht schon eine sehr selektive Wahrnehmung der
Realität, um - wie die Vertreter der Regierungsfraktionen und der Innenminister - aus den Aussagen des
Landesbeauftragten für den Datenschutz eine Zustimmung zum Gesetzentwurf herzuleiten.“


